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Aktenzeichen: 
2026-0003688 
bei Antwort bitte angeben

Dorothee Feller

Bericht zum Thema „Dauer und Transparenz von Beförderungsver­
fahren für Lehrkräfte in Nordrhein-Westfalen“
Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung 
des Ausschusses für Schule und Bildung am 8. Juli 2026

Auskunft erteilt:
Frau Michel
Telefon 0211 5867-3775
Telefax 0211 5867-3220
FP-Referat213@msb.nrw.de

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

beigefügt übersende ich den Bericht zum Thema „Dauer und Transpa­
renz von Beförderungsverfahren für Lehrkräfte in Nordrhein-Westfalen“ 
für die Sitzung des Ausschusses für Schule und Bildung am 8. Juli 2026.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen den Mitgliedern des Ausschus­
ses für Schule und Bildung vorab zur Information zuleiten würden.

Mit freundlichen Grüßen

^-Dorothee Feller Anschrift:
Völklinger Straße 49 
40221 Düsseldorf
Telefon 0211 5867-40
Telefax 0211 5867-3220
poststelle@msb.nrw.de 
www.schulministerium.nnA/

Postanschrift:
Ministerium für
Schule und Bildung NRW 
40190 Düsseldorf
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Bericht des Ministeriums für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

„Dauer und Transparenz von Beförderungsverfahren für 
Lehrkräfte in Nordrhein-Westfalen“

Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht der 
Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für Schule und

Bildung am 8. Juli 2026

Dem Ministerium für Schule und Bildung sowie den oberen Schulauf­
sichtsbehörden ist es ein Anliegen, Beförderungsverfahren zügig zu be­
treiben. Freiwerdende Beförderungsstellen werden von den oberen 
Schulaufsichtsbehörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit frühzeitig ausge­
schrieben. Die Steuerung der Beförderungsverfahren obliegt den oberen 
Schulaufsichtsbehörden, die aufgrund ihrer schulfachlichen Expertise so­
wie ihrer Kenntnisse der regionalen, schulform- und einzelfallbezogenen 
Gegebenheiten über die erforderlichen Informationen verfügen. Eine sta­
tistische Erfassung der Dauer der Beförderungsverfahren erfolgt nicht. 
Eine entsprechende Datenerhebung wäre auch vor dem Hintergrund des 
Bürokratieabbaus und der Reduzierung von Berichtspflichten im Schul­
bereich nicht sachgerecht.

Die Durchführung von Beförderungsverfahren richtet sich nach den ver­
fassungsrechtlichen Vorgaben (vgl. Art. 33 Grundgesetz) sowie den ein­
schlägigen dienst-, personalvertretungs- und schulrechtlichen Bestim­
mungen. Es wird in diesem Zusammenhang auf die Ausführungen in der 
Antwort auf die Kleine Anfrage 7874 verwiesen. Diese Bestimmungen 
stehen auch aus guten Gründen nicht zur Disposition der Schulaufsicht; 
die Einhaltung der Verfahrensvorgaben ist vielmehr zwingend.

Zu berücksichtigen ist ferner, dass im öffentlichen Schuldienst des Lan­
des Nordrhein-Westfalen ein Anlassbeurteilungssystem besteht. So wer­
den Dienstliche Beurteilungen aus Anlass einer Bewerbung auf eine Be­
förderungsstelle erstellt. Dienstliche Beurteilungen beruhen auf einer um­
fassenden Würdigung unterschiedlicher Erkenntnisquellen unter Beteili­
gung verschiedener Akteure und Stellen. Hierdurch wird nach der stän­
digen Rechtsprechung eine umfassende und differenzierte Bewertung 
von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung ermöglicht und sicher­
gestellt, dass Beförderungsentscheidungen rechtssicher getroffen wer­
den. Im Rahmen der Erstellung dienstlicher Beurteilungen können zu­
dem Verzögerungen durch externe Bewerbungen (z.B. Bewerbende aus 
anderen Bundesländern oder von anderen Behörden) auftreten.
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Auch kann der Abschluss von Auswahl- und Beförderungsverfahren 
durch sogenannte Konkurrentenklagen verzögert werden. Bewerbenden 
steht ein Anspruch auf rechtsfehlerfreie Einbeziehung in das Auswahl- 
verfahren sowie auf eine fehlerfreie Auswahlentscheidung zu, der vor 
den Verwaltungsgerichten geltend gemacht werden kann. Die Bewer­
benden werden über den Ausgang der Auswahlentscheidung durch eine 
sogenannte Konkurrentenmitteilung informiert, die ihnen die Einleitung 
entsprechender rechtlicher Schritte ermöglicht. Auf deren Dauer haben 
weder das Ministerium für Schule und Bildung noch die Schulaufsichts­
behörden Einfluss.

Die Einhaltung der gesetzlich vorgegebenen Verfahrensschritte gewähr­
leistet zugleich Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Rechtssicherheit 
der Beförderungsentscheidungen. Die Annahme, dass das bestehende 
Verfahren zu negativen Auswirkungen auf die Personalentwicklung, die 
Motivation der Beschäftigten oder die Funktionsfähigkeit der Schulen 
führt, wird nicht geteilt. Aus Sicht des Ministeriums für Schule und Bildung 
besteht keine Veranlassung, das rechtlich vorgegebene und im öffentli­
chen Schuldienst etablierte Verfahren zu ändern. Die Schulaufsichtsbe­
hörden werden die Verfahren im Rahmen des beschriebenen Rechtsrah­
mens auch weiterhin nach Möglichkeit zügig durchführen.


